
Die Kommuni-
kationsstrategie

der Regierung
zu Afghanistan
ist gescheitert

Wir müssen reden
Die Debatte um den Bundeswehreinsatz in Afghanistan droht im Populismus des kommenden Wahlkampfs zu

versinken. Politiker und Medien sollten dies verhindern VON THORSTEN BENNER UND LARS ZIMMERMANN

Politik paradox: Regelmäßig
erklären mehr als drei Viertel
der Bundesbürger in Umfra-

gen, dass sie den außenpolitischen
Entscheidungen der Bundeskanz-
lerin vertrauen. Die Kanzlerin und
der Außenminister rangieren ganz
oben auf der Liste der beliebtesten
Politiker. Doch gerade beim wich-
tigsten und riskantesten außen-
politischen Projekt verweigern die
Deutschen ihrer Führung die Ge-
folgschaft: Die Mehrheit der Deut-
schen lehnt den Einsatz der Bun-
deswehr in Afghanistan ab.

Noch kategorischer ist das Nein,
wenn es darum geht, ob das Enga-
gement der Bundeswehr am Hin-
dukusch verstärkt werden soll.
Selbstkritische Befürworter des
Einsatzes (wie der CSU-Abgeord-
nete Karl-Theodor zu Guttenberg)
schlussfolgern treffend, dass die
Kommunikationsstrategie ge-
scheitert ist.

In der Tat: Nicht nur die Kom-
munikationsstrategie, sondern die
gesamte deutsche Afghanistan-
debatte gibt ein schwaches Bild ab.
Die Diskussion um die Verlänge-
rung des Bundestagsmandats An-
fang Oktober bietet die letzte Gele-
genheit, dies zu ändern. Danach
werden die Verdruckstheit und der
Populismus des bevorstehenden
Bundestagswahlkampfs 2009 jede
ehrliche Debatte verhindern.

Die vereinfachenden Einlassun-
gen im Gefolge der jüngsten Atten-
tate auf Bundeswehrsoldaten und
des Todes von Zivilisten an einem
deutschen Kontrollpunkt geben
bereits einen Vorgeschmack auf
das, was uns im Wahljahr droht. 

Was also tun? Nach kanadi-
schem Vorbild eine unabhängige
Afghanistan-Kommission von Ex-
Politikern und Experten einzube-
rufen bietet keinen nachhaltigen
Ausweg. Ein solches Gremium
würde schnell zur „Hartz-Kom-
mission für den Hindukusch“ ab-
gestempelt. Stattdessen sollten die
demokratisch legitimierten Ge-
walten ihrer Verantwortung nach-
kommen: Regierung und Parla-
ment. Vonseiten aller Regierungs-
mitglieder ist stärkere Führung ge-
fragt: mehr Besuche vor Ort und
mehr Zeit für ausführ-
liche Gespräche mit
den Truppen, Polizis-
ten, Entwicklungshel-
fern sowie afghani-
schen Vertretern aller
Couleur. Dazu ein in-
tensiverer Dialog mit
der Öffentlichkeit
über den Einsatz.

Die Hauptaufgabe liegt jedoch
bei den Volksvertretern selbst, die
sich stärker auf ihre ureigensten
Rechte und Pflichten besinnen
sollten. Es ist eine Stärke des deut-
schen Systems, dass dem Parla-
ment bei der Entscheidung über
Auslandseinsätze die Schlüssel-
rolle zugeschrieben wird. Diese
sollte es auch ausfüllen. Dazu ge-
hört, dass das Parlament zu dem
Forum wird, in dem vor den Augen
der Bevölkerung um Sinn und Stra-
tegie des deutschen Afghanistan-
Engagements gerungen wird.

Um dafür die notwendige Tiefe
zu schaffen, kommt den Ausschüs-
sen für Äußeres, Verteidigung und
Entwicklungshilfe eine zentrale

Aufgabe zu. In Anhörungen kön-
nen sie laut Grundgesetz jedes
Mitglied der Regierung sowie Prak-
tiker mit Einsatzerfahrung und Ex-
perten laden. Davon sollten die
Ausschüsse in gemeinsamer Sit-
zung rege Gebrauch machen – und
so die Debatte um die Zukunft des
Einsatzes unterfüttern. Die Aus-
schüsse können all die Erfahrun-
gen und Expertise heranziehen,
die auch eine unabhängige Kom-
mission bemühen würde – mit
dem Unterschied, dass die Ergeb-
nisse direkt in den vom Volk legiti-

mierten Entschei-
dungsprozess einflie-
ßen. Die Parlamenta-
rier sollten eine solche
Anhörungsreihe vor
die Entscheidung
über die Zukunft des
Afghanistan-Mandats
stellen und dies regel-
mäßig bei zukünfti-

gen Entscheidungen wiederholen. 
Den Medien kommt bei alledem

eine besondere Rolle zu. Eine fun-
dierte Berichterstattung muss aus
dem Ghetto der Elitenmedien aus-
brechen. Bislang schafft es Afgha-
nistan nur bei Toten und Toten-
köpfen in die Schlagzeilen der
Massenmedien. So werden diese
der Verantwortung der „vierten
Gewalt“ nicht gerecht. Die Medien
sollten von der Politik Antworten
auf die zentralen Fragen einfor-
dern: Was sind die Lehren aus dem
bisherigen militärischen und zivi-
len Engagement? Welche Ziele
möchten wir in Afghanistan und
der Region in welchem Zeitrah-
men erreichen? Was folgt daraus

für unseren militärischen, zivilen
und diplomatischen Einsatz? Was
wären die Folgen eines Abzugs? 

Diese Fragen sollten im Zentrum
der Anhörungen und Diskussionen
im Parlament stehen. Aus den Ant-
worten sollten sich konkrete
Schritte für das kommende Jahr
ableiten: Die Regierung muss Par-
lament und Öffentlichkeit Rechen-
schaft darüber ablegen, welche
Ziele erreicht wurden und was dies
für die weitere Strategie bedeutet.

Das Beispiel Afghanistan ver-
deutlicht: Deutschland braucht
eine fundierte und ehrliche De-
batte über die Auslandseinsätze
der Bundeswehr und seine sich
wandelnde sicherheits- und frie-
denspolitische Rolle. Eine solche
Debatte muss langfristig ausge-
richtet sein, notwendige Mittel
und Risiken klar benennen und auf
Abstimmung mit unseren Bünd-
nispartnern setzen.

All dies lässt die bisherige De-
batte vermissen. Wenn dies so
bleibt, wird es im Wahljahr 2009
nur bergab gehen. Nur Zyniker
können sich damit zufriedenge-
ben. Egal ob Befürworter oder
Gegner des Einsatzes – alle müssen
mithelfen, die Afghanistandebatte
auf ein solides Fundament zu stel-
len. Wir schulden es unseren Sol-
daten und zivilen Helfern, unseren
Verbündeten, den Afghanen – und
unserer Demokratie. 

THORSTEN BENNER  ist Vizedirektor
des Global Public Policy Institute.

LARS ZIMMERMANN ist Geschäfts-
führer der Stiftung Neue Verantwortung.
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„Die Aktivitäten Russlands 
lassen große Zweifel an seinen
Absichten aufkommen und an
seiner Verlässlichkeit als
internationaler Partner“
Dick Cheney, US-Vizepräsident, bei einem Besuch in der
georgischen Hauptstadt TiflisA
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POSTEI NGANG
Zum Bericht „Erhöhung von Hartz IV
kostet 10 Mrd. Euro“, FTD vom 
3. September

Märchen Vollbeschäftigung
Deutschland ist nicht auf dem Weg
in Richtung Vollbeschäftigung, so-
lange mehr als 5,7 Millionen Men-
schen ohne Arbeit sind. Ein-Euro-
Jobs sind kein Arbeitsplatz und
deshalb kein Indiz für Vollbeschäf-
tigung. Dies gilt ebenso für ABM-
Programme. Freilich können wir
die Definition von Arbeitslosigkeit
durch die Politik noch weiter ein-
grenzen lassen – nur das Problem
der fehlenden Binnennachfrage
und der drohenden Altersarmut
ändert sich dadurch nicht. Die glei-
che Politik, die uns heute erklärt,
wir müssen die Schulden abbauen
(was richtig ist), hinterlässt der
nächsten Generation einen Schul-
denberg in Form von Transferzah-
lungen für Millionen von Rentnern
und Pensionsverpflichtungen für
Beamte. Und das ohne adäquate
Rückstellungen in den Haushalten.

Eugen Birk, Essen

Zur Kolumne „Auswüchse der Ange-
botspolitik“ von Lucas Zeise, FTD vom
2. September

Jobboom dank Hartz
Den gravierendsten Effekt der mo-
deraten Angebotspolitik unter-
schlägt der Kolumnist schlankweg:
den beeindruckenden Abbau der
Arbeitslosigkeit seit Einleitung der
Hartz-Reformen. Nie zuvor hat ein
Aufschwung die Sockelarbeitslosig-
keit, die im Wesentlichen die Lang-
zeitarbeitslosen darstellt, derart
drastisch verringern können. Der
Autor mag es nicht hören, aber die
von ihm geforderte Nachfragepoli-
tik lässt sich nur mit dem alten
Diktum kontern: „Try pushing a ro-
pe!“ Nachfrage kann man nur kurz-
fristig manipulieren, wirksam auf
ein höheres Niveau gelangt sie über
ein verbessertes Zusammenspiel
der Produktionsfaktoren.

Marcus Bitterlich, Saarbrücken

Gesättigter Markt
Die Gründe für unsere schwä-
chelnde Inlandsnachfrage sind an-
dere als die, die der Autor nennt.
Zum einen kann ein gesättigter
Markt einfach nicht mehr so stark
wachsen – oder sollen wir noch
mehr Fleisch essen und noch mehr
Fernsehgeräte zu Hause aufstellen?
Solange es keine Innovation gibt,
wird auch nicht mehr viel zusätz-
licher Konsum erreichbar sein. 

Ich bin wahrlich kein Fan der
SPD – und war nie ein Schröder-
Fan. Aber ich habe riesigen Respekt
vor der Leistung des Ex-Kanzlers.
Schröder hat mit seiner Reform-

Agenda 2010 das Fundament für
den größten Arbeitslosenabbau al-
ler Zeiten gelegt. Und die SPD ver-
liert nur so gewaltig, weil sie nicht
mehr zu diesem Erfolg steht. Es
mag zwar sein, dass sie auch einige
Anhänger dauerhaft verloren hätte,
wenn sie sich zu ihrer früheren Re-
gierungspolitik bekennen würde.
Aber sie hätte wohl ein Vielfaches
an Wählern aus der Mitte gewon-
nen. Die SPD hat nach Schröders
Abgang mit ihrer erfolgreichen Poli-
tik gebrochen. Genau deshalb zer-
bricht und zerbröselt sie jetzt.

Michael Halbig, Wollerau/Schweiz

Zur Berichterstattung der FTD über den
neuen Google-Browser 

Chrome ist ein Flop
Der neue Browser von Google ist
schön und gut – aber Millionen
von Windows-2000-Nutzern gu-
cken bei Chrome in die Röhre, weil
es den Browser nur für Windows
XP und Vista gibt. Die Konkurrenz-
produkte Opera 9.5 und Firefox 3.0
sind dagegen auch für Windows
2000 anwendbar. Für mich ist
Chrome deshalb ein Flop.

Dr. Joop Koster, Nyon/Schweiz

Zum Bericht „Dell bricht der Gewinn
weg“ zur Flaute in der Hightech-Bran-
che, FTD.de vom 29. August

Falsches Horrorszenario
Wenn man alle Ergebnisse der
Hightech-Unternehmen der abge-
laufenen Berichtsperiode im
Schnitt betrachtet, ergibt sich ein
relativ positives Bild und keines-
wegs das Horrorszenario, das im-
mer wieder an die Wand gemalt
wird. Dass die Weltwirtschaft der-
zeit einen Abschwung verzeichnet,
ist nach den vergangenen Jahren
eines steilen Aufschwungs ganz
normal und gesund. 

Es ist aber offenbar für viele nicht
einfach, mit dieser Normalität zu
leben – am allerwenigsten für die
Medien und die Analysten. Letztere
liegen bei ihren Analysen häufig da-
neben, was allerdings nicht ver-
wundern kann. Wären die Ein-
schätzungen der Analysten zutref-
fend, würde es auch ihren Dienst-
gebern besser gehen. Die meisten
Analysten waren ganz offenkundig
nicht einmal in der Lage, die eigene
Situation richtig zu bewerten.

Kurt Minich, Linz/Österreich

LESERBRIEFE
Die abgedruckten Leserbriefe geben ausschließlich die

Meinung der Einsender wieder. Zuschriften ohne

vollständige Angabe des Absenders werden nicht ver-

öffentlicht. Wir behalten uns das Recht auf Kürzungen vor. 

Bitte nutzen Sie folgende Adressen: leserbriefe@ftd.de, 

per Fax: 040/319 90-337 oder per Post: Brieffach 02, 

20444 Hamburg, Kennwort: Leserbriefe.

FREITAG, 5. SEPTEMBER 2008
FINANCIAL  TIMES  DEUTSCHLAND 30 KOMMENTAR

FT
D

/b
g

, n
p

; Q
u

el
le

 (6
):

O
EC

D
, T

h
om

so
n

 D
at

as
tr

ea
m

, F
TD

Das kommt – davon

* Änderung des Strukturdefizits 2006–2008
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Deutschland träumt noch
Europa koppelt sich gerade eindrucksvoll von der US-Wirtschaft ab – nur leider in die falsche Richtung. Ein

Desaster, das deutsche Notenbanker und Konjunkturpaket-Neurotiker in Erklärungsnot bringt

THOMAS FRICKE

Amerika hat eine Krise, mit der Deutsche
und Europäer dank Reformen und Radi-
kalkuren nur sehr bedingt zu tun haben.

So oder so ähnlich klingt, was Bundesbanker
und Regierung derzeit vor sich her erzählen.
Die deutsche Wirtschaft sei doch in besserer
Verfassung als die amerikanische, meldet Fi-
nanzstaatssekretär Jörg Asmussen.

Komisches Verständnis von wirtschaftlicher
Verfassung. Die Europäer scheinen sich in der
Tat gerade von der US-Konjunktur abzukop-
peln – nur leider in die falsche Richtung. Ein
Desaster. Könnte sein, dass US-Politiker auf Öl-
preisexplosion und Finanzdramen viel besser
reagiert haben, als es die Ultraszene europä-
ischer Notenbanker, Finanzminister und sons-
tiger Konjunkturpaket-Neurotiker vermittelt.

Amerika hält sich wacker
Nach offizieller Schätzung ist die US-Wirtschaft
zuletzt um gut drei Prozent gewachsen – die
Euro-Wirtschaft um zwei Prozent geschrumpft.
Die US-Industrie bekam im Juni fünf Prozent
mehr Aufträge als im Januar, die deutsche ein
Zehntel weniger. Die Amerikaner konsumieren
trotz Benzinpreisrekorden ein Prozent mehr als
zu Beginn des Ölschocks, die Deutschen 1,3
Prozent weniger. Und US-Firmen verkaufen ein
Fünftel mehr Waren im Ausland – die Deut-
schen nur fünf Prozent (siehe Grafiken).

Dahinter stecken mehr als nur Ausreißer.
Nach Umfragen unter Einkaufsmanagern
wächst die US-Wirtschaft zwar nicht mehr kräf-
tig, sie steckt aber auch in keiner Abwärtsspira-
le. Der Index pendelt seit Monaten um die neu-
trale 50er-Marke. Anders als in der Euro-Zone,
wo er um 5 auf 47 Punkte eingebrochen ist und
fast alle Frühindikatoren im freien Fall sind.

Noch im Juni glaubten Experten der OECD,
die US-Wirtschaft werde 2008 langsamer wach-
sen als die Europas. Nach der neuen Prognose
wird es erstmals seit drei Jahren umgekehrt sein.
Die Ökonomen der Deutschen Bank rechnen
bereits mit Rezession – im Euro-Raum, nicht in
den USA, der Mutter von Subprime und Blasen.

Wenn das stimmt, drängt sich die Frage auf:
Warum? Am Ölpreis kann es nicht liegen. Der ist
ja für die Europäer nicht stärker gestiegen als für
die Amerikaner. Im Gegenteil: Die Euro-Aufwer-

tung trug lang dazu bei, dass die Verteuerung in
Euro weniger schlimm ausfiel als in Dollar.

Ebenso abwegig wäre die Vermutung, die
Finanzkrise schade Europa stärker. In den USA
sind die Hausinvestitionen atemberaubend
eingebrochen, in Europa höchstens in ein paar
Ländern. In den USA sind einige Banken bereits
pleite, nicht hier. In Europa werden immer
noch ordentlich Kredite vergeben, eher als drü-
ben. Auch das kann’s nicht sein.

Zumindest gewagt wäre auch die frühere
Standarderklärung, dass Amerika eben struktu-
rell viel besser und flexibler ist – wo es im Boom
gerade noch hieß, dass Deutschland jetzt viel
besser dastehe, und selbst Ifo-Chef Hans-Wer-
ner Sinn diagnostiziert, dass dank Hartz, Simsa-
labim, die Sockelarbeitslosigkeit sinkt. Mal se-

hen, wann die Ersten wieder sagen, dass
Deutschland eben zu wenig reformiert hat (Was
macht eigentlich Sabine Christiansen?).

Plausibler ist etwas anderes. Die Amerikaner
haben „das bessere makroökonomische Kri-
senmanagement“, sagt Thomas Mayer, Europa-
Chefökonom der Deutschen Bank. Der US-
Konsum ist nicht eingebrochen, weil die Regie-
rung 90 Mrd. $ Steuerschecks verschickt hat.
Nach Schätzung der US-Ökonomen Christian
Broda und Jonathan Parker haben die Schecks
im zweiten Quartal ganz unmittelbar zu 2,4 Pro-
zent mehr Ausgaben für langlebige Güter ge-
führt – was das Konsumgefälle zum steuer-
scheckfreien Deutschland ganz gut erklärt.

Die US-Politiker haben zwei Prozent der
Wirtschaftsleistung gegen den Absturz aufge-
bracht. Das hielten die Euro-Kollegen nicht für
nötig (siehe Grafik). In den USA hat die Noten-
bank dafür gesorgt, dass die Zinsen am Geld-
markt heute fast drei Prozentpunkte niedriger
liegen als bei Ausbruch der Krise. In der Euro-
Zone ist Geldausleihen heute 0,8 Prozent-
punkte teurer. Und während der Dollar zuguns-
ten der US-Exporteure über Monate immer bil-
liger wurde, setzten Europas erklärte Wäh-
rungshüter auch hier nichts entgegen: Der Euro
war im Juli weltweit 18 Prozent teurer als Anfang
2006. Ein gigantischer Wettbewerbsschock.

Höhere Zinsen in der Krise
Nehme man Geld- und Devisenmarkttrends
zusammen, haben sich die monetären Rah-
menbedingungen der Euro-Zone so stark ver-
schlechtert, dass dies einer Leitzinserhöhung
um 1,5 Punkte gleichkomme, so Mayer. Mitten
im Abschwung. Und ohne dass die Kerninfla-
tion nur einen Hauch angezogen hat. Absurd.

Man kann streiten, ob das, was Regierung
und Notenbank in den USA tun, nicht zu viel
des Guten ist. Immerhin werden die Amerika-
ner auf Dauer mehr sparen müssen. Es gehört
aber nicht viel Fantasie dazu zu erkennen, wa-
rum die Europäer nun in eine Krise rauschen.

Amerika hat die Abwärtsspirale 2008 verhin-
dert, in die die Euro-Zone jetzt zu fallen droht.
Wer inmitten globaler Turbulenzen absurd stei-
gende Zinsen hinnimmt, den Außenwert der
Währung enorm steigen lässt und neurotische
Kämpfe gegen Konjunkturpakete führt, die
anderswo prima funktionieren – der darf sich
nicht wundern, dass die Wirtschaft abstürzt.

E-MAIL fricke.thomas@ftd.de

THOMAS FRICKE  ist Chefökonom der FTD. Er schreibt
freitags an dieser Stelle. Mehr unter:
WWW.FTD.DE/ WI RTSCHAFTSWUN DER


